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Die Bestimmungen über die Bundesbehõrden in der 
neuen Bundesverfassung: 

THOMAS SÃGESSER * 

l. Vorbemerkungen 

1.1 Gegenstand 

Die neue Bundesverfassung1 gl:iedert sich in sechs Titel. Gegenstand 
dieser Abhandlung bildet der 5. Titel über die Bundesbehorden, welcher 
in die Kapitel l allgemeine Best:immungen, Kapitel 2 über die Bundes­
versammlung, Kapitel 3 über Bundesrat und Bundesverwaltung und Ka­
pitel 4 über das ·Bundesgericht unterteilt ist. Nach zwei Vorbemerkungen 
zum Projekt der Totalrevision der Bundesverfassung werde ich die wich­
tigsten Bestimmungen des 5. Titels naher kommentieren.2 

* Als Mitarbeiter im Dienst für die Totalrevision der Bundesverfassung war der Autor 
zustandig für die Bearbeitung des Teils Bundesbehõrden in der neuen Verfassung. 
Diese Abhandlung gibt seine persõnliche Auffassung wieder. Eine eingehende Dar­
s.tellung wird i m Rahmen eines Samrnelwerkes auf Ende Jahr erscheinen. 

Herrn Dr. iur. Aldo LOMBARDI, Leiter des Dienstes für die Totalrevision und Herrn 
Martin GRAF, Sekretar der Verfassungskommissionen, dankt der Autor für ihre Anre­
gungen und Hinweise. 

Bundesbeschluss vom 18.12.1998 (BBI 1999 162). Volk und Stande werden sich in 
der Volksabstimmung vom 4. April 1999 zur totalrevidierten Verfassung aussern 
kõnnen. 

2 Artikelangaben ohne nahere Bezeichnung des Erlasses beziehen sich auf die neue 
Bundesverfassung. Die für unseren Zusammenhang wichtigsten Bestimmungen über 
die Bundesbehõrden sind im Anhang abgedruckt. 
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1.2 Nachführung 

Der Bundesrat hat sich im VE 963 eng an den Bundesbeschluss der Bun­
desversammlung vom 3. Juni 1987 gehalten, wonach der Verfassungs­
entwurf "das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungs­
recht nachführen" soll. In den VE 96 fanden daher unverãndert auch Be­
stimmungen der BV von 1874 Eingang, obwohl ein Anpassungsbedarf 
offenkundig war. Beispiele: Die Nichtwãhlbarkeit Geistlicher in den 
Nationalrat, das von den Kantonen nie benutzte Einberufungsrecht zu 
ausserordentlichen Sessionen, die administrative Zuordnung der Parla­
mentsdienste zur Bundeskanzlei oder die Institution der Bundesassisen, 
welche letztmals 1933 zusammentraten. Andererseits erlaubte die Nach­
führung bestehende Lücken zu schliessen. Beispiele: Ausdrückliche Er­
wãhnung der parlamentarischen Kommissionen und Fraktionen, Erwãh­
nung der politischen Parteien im Zusammenhang mit dem Vernehmlas­
sungsverfahren, Schaffung einer Verfassungsgrundlage für Parlaments­
verordnungen und einer Bestirrunung über -die Regierungspolitik des 
Bundesrates. Verschiedene Bestimmungen wurden redaktionell neu ge­
fasst oder bisher verstreute Normen zusammengeführt. Beispiele: die 
neuen Bestimmungen über das Vernehmlassungsverfahren oder über die 
Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit des Bundesgerichts. 

1.3 Reformen 

Die beiden Verfassungskommissionen und das P~rlament blieben nicht 
bei einer blossen Nachführung des geltenden Verfassungrechts, sondern 
beschlossen die Aufnahme von materiellen Neuerungen. Die Verfas­
sungskommissionen konnten sich dlabei auf Vorarbeiten der Staatspoliti­
schen Kommissionen stützen (vgl. Zusatzbericht 248 ff.). Dieses Vorge­
hen erlaubte, auf der Grundlage des bundesrãtlichen VE 96 lãngst fãllige 
Reformen umzusetzen. Beispiele: Wãhlbarkeit aller Stimmberechtigten 
in den Nationalrat, Abschaffung des allgemein verbindlichen Bundesbe­
schlusses. Einige Bestimmungen blieben bis zuletzt umstritten und 
konnten teilweise erst in der Einigungskonferenz bereinigt werden. Bei­
spiele: die Regelung der Informationsrt~chte parlamentarischer Kommis-

3 Die verwendeten Abkürzungen sind im Yerzeichnis (Ziff. 9) aufgeschlüsselt. 
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sionen, die Verankerung der Delegationsfigur, die Kompetenz der Bun­
desversammlung, dem Bundesrat in dessen Zustandigkeitsbereich Richt­
linien zu erteilen, oder die nachtragliche Genehmigung verfassungsun­
mittelbarer Verordnungen des Bundesrates durch die Bundesversamm­
lung im Bereich der Beziehungen zum Ausland und der ausseren und 
inneren Sicherheit. Für den Bereich der Behordenorganisation zeigt sich, 
dass die Verfassungsreform ein "Motur" war, um Reformen innert kurzer 
Zeit umzusetzen. 

2. Allgemeine Bestimmungen über die Bundesbehõrden 

2.1 Wãhlbarkeit (Art. 143) 

Die Wahlbarkeit in den Nationalrat, den Bundesrat und das Bundesge­
richt wird durch Bundesrecht geregelt, wohingegen die Regelung der 
Wahlbarkeit in den Standerat durch kantonales Recht erfolgt. Der VE 96 
sah in getreuer Übernahme des Artikels 75 BV von 1874 vor, dass wei­
terhin nur Stimmberechtigte weltlichen Standes wahlbar sein sollten. Der 
Bundesrat anerkannte jedoch gleichzeitig, dass mit einer Streichung die­
ser Einschrankung Artikel 25 de:s UNO-Paktes 11,4 welcher einen diskri­
minierungsfreien Zugang zu offentlichen Ãmtern gewahrleistet, besser 
Rechnung getragen werden kann (Botschaft, 372). Die Streichung des 
Ausschlusses wurde weder in den Verfassungskommissionen noch in den 
eidgenossischen Raten bestritten und vom Bundesrat als "konsensfahige 
Neuerung" bezeichnet. 

2.2 Unvereinbarkeiten (Art. 144) 

Im Gegensatz zur Nichtwahlbarkeit führt die Unvereinbarkeit nicht zur 
Nichtigkeit des Wahlaktes, sondern die betroffene Person hat innert Frist 
nach der Wahl zu erklaren, für welches der beiden Ãmter sie sich ent­
scheidet. Sinn und Zweck der Unvereinbarkeit liegen in der personellen 
Gewaltenteilung, wonach es einer Person untersagt ist, gleichzeitig meh-

4 SR 0.1 03.2. 
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reren Behõrden anzugehõren (Abs. 1, Botschaft 369). Durch das Verbot, 
neben dem Amt eine weitere berufliche Tãtigkeit auszuüben, soll zudem 
die Unabhãngigkeit sichergestellt werden (Abs. 2, Botschaft 372). Der 
VE 96 enthielt einen weiteren Absatz, wonach Bedienstete des Bundes 
weder Mitglied des Nationalrates noch Bundesrichter werden kõnnen. 
Vom passiven Wahlrecht in die genannten Behõrden blieben danach 
siimtliche Bundesangesiellte unabhãngig ihrer dienstlichen Stellung aus­
geschlossen. Umgekehrt besteht heute beispielsweise für Mitglieder des 
Verwaltungsrats oder der Ge~chãftsleitung der Post kein Unv.ereinbar­
keitsgrund, und ein Direktor eines Bundesamtes kann - sofern ihn nicht 
das kantonale Recht daran hindert - in den Stiinderat gewãhlt werden. 
Verfassungskommissionen und eidgenõssische Rate sprachen sich für 
eine Herabstufung der die Bediensteten des Bundes betreffenden Unver­
einbarkeitsbestimmung auf die Gesetzesebene aus. Beabsichtigt ist, eine 
differenzierte Regelung zu finden, welche die Unvereinbarkeit auf hõher­
rangige Bedienstete, die in bedeutendem Ausmass am Entscheidungspro­
zess der Exekutive beteiligt sind, einschrãnkt, gleichzeitig aber bei­
spielsweise auch Verwaltungsrãte 1offentlicher Betriebe sowie Personen, 
die im Dienst des Bundes wichtige Funktionen mit weit tragenden Ent­
scheidungsbefugnissen ausüben, erfasst. W ei l de r Stãnderat ke ine Kan­
tons-, sondern eine Bundesbehõrde ist,5 sollen für ihn dieselben Unver­
einbarkeitsgründe wie für den Nationalrat zum Tragen kommen (vgl. 
Zusatzbericht 260 f.). 

2.3 Vernehmlassungsverfahren (Art. 147) 

Im Gegensatz zum bisherigen Verfassungsrecht, welches Anhõrungs­
rechte nur punktuell verankerte, en1thãlt die neue Verfassung eine Grund­
satzbestimmung über das Vernehmlassungsverfahren (Botschaft 376). 
Fraglich ist, ob das Vernehmlassungsverfahren überhaupt Bestandteil des 
materiellen Verfassungsrechtes ist und deshalb ausdrücklicher Erwãh­
nung bedarf. Unter dem Gesichtspunkt der Informationsfunktion einer 

5 Es fragt sich bloss, ob nicht auch das Bundesrecht die Wahlbarkeit in den Standerat 
regeln sollte (vgl. aber Art. 143). Ein Antrag in der nationalratlichen Yerfassungs­
kommission, welcher die Kompetenz zur Regelung der Wahl in den Standerat dem 
Bundesgesetzgeber delegieren und damit die Moglichkeit einer Angleichung an die 
Wahl in den Nationalrat erreichen wollte, blieb erfolglos. 
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Verfassung Hisst sich dies vertreten. Dem Vernehmlassungsverfahren 
kommt nicht nur erhebliche praktische Bedeutung zu, sondern es stellt 
auch die einzige offentliche Phase des Vorverfahrens der Gesetzgebung 
dar. Artikel 147 bedarf der nãheren Ausführung durch die Bundesgesetz­
gebung (Botschaft 377). Dies ergibt sich aus Artikel 164 Absatz 1 
Buchstabe g, wonach grundlegende Bestimmungen über das Verfahren in 
der . Form des Bundesgesetzes zu erlassen sind. Systematisch befindet 
sich Artikel 147 im allgemeinen Teil des Titels über die Bundesbehor­
den. Die Bestimmung betrífft daher alle Bundesbehorden, insbesondere 
auch das Parlament, wenn es mit einer parlamentarischen Initiative den 
Entwurf zu einem Erlass vorbereitet. Dies war bislang nicht der Fali. 

Die Erwãhnung der Kantone ist nichts Neues und bedeutet eine Aner­
kennung der Tatsache, dass das Anhorungsrecht der Kantone eines ihrer 
wichtigsten Partizipationsinstrunnente im Bund darstellt. Neu ist, dass 
neben den Kantonen ausdrücklich auch die politischen Parteien erwãhnt 
werden, Damit wird ihrer wichtigen Rolle im Meinungsbildungsprozess 
im Rahmen der Gesetzgebung Rechnung getragen. Mit der Wendung, 
wonach auch interessierte Kreise zur Stellungnahme eingeladen werden, 
soll eine flexiblere Handhabung des Vernehmlassungsverfahrens moglich 
werden. Je nach Sachgebiet konnen daher unterschiedliche Organisatio­
nen eingeladen werden, nebst den Organisationen der Wirtschaft bei­
spielsweise auch Stãdte und Gemeinden, Naturschutzorganisationen, 
kirchliche Organisationen, Sport-- oder Jugendverbãnde. Artikel 147 ver­
ankert ein Teilnahmerecht, aber nur bei wichtigen Erlassen und volker­
rechtlichen Vertrãgen resp. bei Vorhaben von grosser Tragweite. Mit der 
Erwãhnung der Wichtigkeit soll klargestellt werden, dass es nicht darum 
gehen kann, bei jedem noch so untergeordneten Erlass ein umfangreiches 
Anhorungsverfahren durchzuführen. 

Artikel 147 ist unter dem Gesichtspunkt der Informationsfunktion un­
vollstãndig. Es fehlt beispielsweiíse ein Hinweis darauf, dass den Einga­
ben keine Bindungswirkung zukommt. Ausgeklammert bleibt auch die 
Frage der Reprãsentativitãt der Stellungnahmen. Denkbar wãre überdies, 
die bereits heute durch Verordnungsrecht garantierte Óffentlichkeit der 
Stellungnahme'n ausdrücklich festzuschreiben. 
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3. Bundesversammlung 

3.1 Zusammensetzung und Wathl des Nationalrates (Art. 149) 

Die Regelung, wonach jeder Kanton einen Wahlkreis bildet, steht in 
Konflikt mit der Grundidee des Proporzes, gemass welchem die Zusam­
mensetzung des Nationalrates eine moglichst getreue Wiedergabe der 
politischen Krafte sein sollte. In kleinen Kantonen mit zwei oder nur 
einem Sitz schwindet der Proporzeffekt, weil der erforderliche Stimm­
anteil zur Erreichung eines Sitzes so hoch ist, dass selbst starke Minder­
heiten von einer Vertretung ausgeschlossen bleiben. Ein Antrag, welcher 
die Einteilung der Wahlkreise an den Gesetzgebet delegieren und damit 
eine Moglichkeit zur Schaffung von Wahlkreisverbanden offnen wollte, 
wurde bereits auf Kommissionsstufe abgelehnt. 

3.2 Sessionen (Art. 151) 

Neu kann in beiden Raten ein Viertel der Mitglieder die Einberufung zu 
einer ausserordentlichen Session verlangen. Damit besteht für beide Rate 
eine symmetrische Losung. Demgegenüber kannte der VE 96 noch das -
nie benutzte - Einberufungsrecht der Kantone an Stelle desjenigen des 
Stãnderates. 

3.3 Vorsitz (Art. 152) 

Künftig wird in jedem der beiden Rate ein Dreierpriisidium bestehen. 
Diese Neuerung ist vor allem für den Nationalrat von Bedeutung, der 
Standerat hat sie faktisch heute bereits verwirklicht, indem die künftigen 
Standeratsprasidenten zuerst als Stimmenzahler dem Büro angehoren. 
Zweck des Dreierprasidiums ist eine Starkung der Kontinuitat in der 
Ratsführung. An Stelle einer personellen Erweiterung ware auch eine 
Verlangerung der Amtsdauer des Prasidenten in Betracht g.ekommen. Die 
jetzige Losung wurde vorgezogen, weil sie eher eine Vertretung ver­
schiedener politischer Gruppen im Prasidium erlaubt und gleichzeitig die 
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Aufteilung der Arbeitslast auf Mehrere ermoglicht (vgl. Zusatzbericht 
266 f.). 

3.4 · Parlamentarische Kom1rnissionen (Art. 153) 

Die Kommissionen haben grossen Einfluss auf den parlamentarischen 
Entscheidungsprozess, indem sie die Geschafte vorberaten und damit zur 
Erleichterung des Ratsbetriebes beitragen. Ihre Wichtigkeit für den Par­
lamentsbetrieb rechtfertigt die Erwahnung auf Verfassungsstufe (Bot­
schaft 381 ). 

Al s Ausdruck des Zweikammersystems bestellt jeder Rat seine Kommis­
sionen. Gemeinsame Kommissionen sind die Ausnahme, konnen aber 
beispielsweise im Bereich der Oberaufsicht sinnvoll sein, damit bei der 
Ausübung der Kontrolltatigkeit ein einheitlicher Massstab besteht. Schon 
heute wahlen die Geschaftsprüfungskommissionen eine standige Delega­
tion, in die jede Kommission drei Mitglieder abordnet. Die Untersu­
chungskommissionen konnen sich zum Zweck der Ermittlung und für 
eine gemeinsame Berichterstattung zusammenschliessen, wobei sie dann 
von Gesetzes wegen als eine Kommission gelten. Artikel 153 Absatz 2 
schafft für diese Ausnahmen von der strikten Trennung im Sinne des 
Zweikammersystems die verfassungsrechtliche Grundlage. 

In Absatz 3 besteht eine Grundllage für die Übertragung von Parlaments­
kompetenzen an Kommissionen zur abschliessenden Behandlung. Vor-

. aussetzung i s t, dass ei ne ausdrückliche gesetzliche Grundlage besteht, es 
sich um eine einzelne Befugnis handelt und diese nicht rechtsetzender 
Natur ist. Gedacht wurde insbesondere an die administrative Selbstver­
waltung des Parlaments (vgl. Zusatzbericht 268). Mit einer Übertragung 
auf Kommissionen ist stets ein Transparenzverlust verbunden. Es 'stellt 
sich daher die Frage, ob ihre Sitzt,mgen dann offentlich sein sollten, wenn 
die Kommission ein Geschaft abschliessend berat. Beispielsweise ist im 
Kanton Bern deswegen die Beratung der Abstimmungserlauterungen 
durch das Büro des Grossen Rats offentlich. Damit konnte auch Beden­
ken entgegengetreten werden, welche in der abschliessenden Entscheid­
befugnis eine Schwachung der Legitimitat der parlamentarischen Auf­
sicht befürchten. 
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Die Rege]ung der Informationsrechte par]amentarischer Kommissionen 
war in den Verfassungskommissionen und den eidgenõssischen Raten 
heftig umstritten. Die Verfassungskommission des Nationalrates veran­
kerte eine Bestimmung, wonach die Kommissionen Anspruch auf a11e 
Informationen haben, die zur Erfü11ung ihrer Aufgaben geeignet und 
erforder]ich sind. Einschrankungen der Informationsrechte werden durch 
das Gesetz bezeichnet (Entwuif VK-N, Art. 144). Demgegenüber wo11te 
die stãnderatliche Verfassungskomrnission in Anlehnung an die Formu­
lierung der Berner Kantonsverfassung6 die Informationsrechte erst auf 
Gesetzesstufe verankern (Entwuif VK-S, Art. 144). Der Bundesrat war 
mit einer Heraufstufung der Auskunfts- und Einsichtsrechte par]amenta­
rischer Kommissionen vom GVG auf die Verfassungsebene einverstan­
den. Er wandte sich aber strikte gegen die Fassung der VK-N, weil die 
offene Formulierung dem heute auf Gesetzesstufe bestehenden differen­
zierten System der Einsichts- und Auskunftsrechte nicht gerecht werde. 
Befürchtet wurde insbesondere die Einsichtnahme in Mitberichtsakten 
oder in den Bereich der ausseren und inneren Sicherheit. Die jetzige Fas­
sung verankert den Grundsatz, wonach parlamentarische Kommissionen 
über Informationsrechte verfügen, auf Verfassungsstufe. Die notwendige 
Differenzierung dieser Rechte gem~iss den Aufgaben der Kommissionen 
erfolgt durch die Gesetzgebung. 

3.5 Fraktionen (Art. 154) 

Die Fraktionen werden erstmals auf Verfassungsstufe erwahnt. Indirekt 
kommt damit auch die Bedeutung der politischen Parteien zum Aus­
druck. Die Definition der Fraktion - insbesondere die Festlegung der 
erforderlichen Anzahl Mitglieder zu ihrer Bildung -, die Umschreibung 
ihrer spezifischen Aufgaben in der Vorberatung der Parlamentsgeschãfte 
sowie die Grundlage für eine finanzielle Unterstützung der Fraktionsse­
kretariate durch den Bund b1eiben weiterhin Sache der Gesetzgebung. 

6 Artikel81 Absatz 3 KV-BE 
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3.6 Parlamentsdienste (Art. 155) 

Wahrend der VE 96 noch die administrative Zuordnung der Parlaments­
dienste zur Bundeskanzlei vorsah, sind die Parlamentsdienste neu der 
Bundesversammlung unterstellL Bereits das geltende Gesetzesrecht ver­
ankert die fachliche Unabhangigkeit der Parlamentsdienste von Bundes­
rat und Bundeskanzlei. Letztere nimmt die ihr zustehenden administrati­
ven Kompetenzen nur sehr zurückhaltend wahr (Botschaft 383). Die 
Neuregelung entspricht daher dem faktischen Zustand. 

Der zweite Satz von Artikel 146 regelt den Beizug der Dienststellen der 
Bundesverwaltung durch die Bundesversammlung. Die Bestimmung 
bringt zum Ausdruck, dass die Parlamentsdienste auch nach ihrer admí­
nistrativen Ablüsung von der Bundeskanzlei nicht eine Gegenverwaltung 
der Bundesversammlung sein sollen. Die beschriinkte Grosse der Parla,.. 
mentsdienste macht es daher erforderlich, dass die Bundesversammlung 
fallweise Dienste der Bundesverwaltung in Anspruch nehmen kann, wo­
bei vorwiegend an technisch-administrative Dienste gedacht wurde. Un­
terschiedliche Auffassungen bestanden in der Frage der konkreten For­
mulierung, nicht in der Sache selber. Der Bundesrat unterstützte die 
stiinderiitliche Fassung, wonach die Verfassung die Regelung des Bei­
zugs an das Gesetz delegierte. Er war der Auffassung, nur eine differen­
zierte gesetzliche Regelung konne mogliche Konfliktlinien - beispiels­
weise den Beizug eines Bundesangestellten zu Gesetzgebungsarbeiten 
einer parlamentarischen Kommission unter gleichzeitiger Mitwirkung bei 
der entsprechenden Stellungnahme des Bundesrates - entscharfen. Im 
Nationalrat wurde schliesslich ein Kompromissantrag angenommen, 
welcher den Grundsatz des Beizugs auf Verfassungsstufe verankert und 
die Ausgestaltung durch die Ausführungsgesetzgebung ausdrücklich 
vorbehalt. Dieser Vorbehalt ware auf Grund der Hierarchie der Normen 
nicht notwendig gewesen. Die allgemein formulierte Verfassungsbe­
stimmung bedarf ohnehin konkretisierender Ausführungsgesetzgebung. 
Abgesehen davon ist fraglich, ob der Beizug der Bundesverwaltung dem 
materiellen Verfassungsrecht zuzurechnen und damit eine Regelung in 
der Verfassung stufengerecht ist. 
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3.7 Ombudsstelle 

Ein Minderheitsantrag im Nationalrat. welcher die Schaffung einer aus­
drücklichen Verfassungsgrundlage für eine Ombudsperson wollte, wurde · 
verworfen. Eine Ombudsstelle kamt1 auch ohne Verfassungsbestimmung 
durch Gesetzesrecht eingeführt werden. 

3.8 Form der Erlasse der Bundesversammlung (Art. 163) 

3.8.1 Erlassformen 

Der Begriff des Erlasses ist weit zu verstehen und umfasst sowohl recht­
setzende Normen als auch Einzelakte. Die Unterteilung der Erlassformen 
orientiert sich an den Kriterien der Referendumsfiihigkeit und der Recht­
setzung: Gemass Artikel 141 unterliegen das Bundesgesetz und der Bun­
desbeschluss der fakultativen Vol~sabstimmung. Artikel 163 verankert in 
Absatz l die rechtsetzenden (Bundesgesetz und Verordnung der Bundes­
versammlung), in Absatz 2 die nichtrechtsetzenden (Bundesbeschluss 
und einfacher Bundesbeschluss) Erlassformen. Es handelt sich um eine 
abschliessende Aufzahlung; der Bundesversammlung ist es verwehrt, 
andere Formen zu wahlen oder sie miteinander zu kombinieren. Weil der 
Bundesbeschluss für alle übrigen Erlasse zur Verfügung steht, dürften 
sich Befürchtungen über eine zu starke Beschrankung als Folge der ab­
schliessenden Aufzahlung als unbegründet erweisen. Schematisch lassen 
sich die Erlassformen der Bundesversammlung folgendermassen unter­
scheiden: 



Die Bestimmungen über die Bundesbehorden in de r ne uen Bundesveifassung 21 

Erlassformen der Bundesversammlung 

/ "' referendumsfahige /"' B undesgesetz B undesbeschluss 

l 
rechtsetzend nichtrechtsetzend 

- Einzelakte 
- Genehmigung von 

Staatsvertragen 

nicht referendumsfãhige 

/"' E.infacher Verordnung der 
Bundesbeschluss 

l 
nichtrechtsetzend 
- Einzelakte 
- Genehmigung von 

Staatsvertragen 

Bundr versammlung 

rechtsetzend 

Aufgrund der schwierigen Unterscheidung zwischen rechtsetzenden 
Normen und einzelfallweisem Handeln vermag auch diese Losung nicht 
in jedem Fali Abgrenzungsschwierigkeiten zu vermeiden. Bundesgesetz 
und Verordnung der Bundesversammlung werden daher immer dann 
Anwendung finden, wenn es hauptsachlich um rechtsetzende Materien 
geht. 

3.8.2 Verzicht auf den allgemein verbindlichen Bundesbeschluss 

Besonders bedeutsam ist, dass auf den allgemein verbindlichen Bundes­
beschluss (avBB) verzichtet wird. Seine Abgrenzung zum Bundesgesetz 
war in der Vergangenheit umst:ritten. 1962 wurde der Anwendungsbe­
reich des avBB auf rechtsetzende Bestimmungen eingeschrãnkt, womit 
ein Verwaltungs- und Finanzreferendum ausgeschlossen war. Diese Lo­
sung wurde in der Lehre unter Hinweis auf ihre mangelnde Verfas­
sungsmãssigkeit kritisiert und vermochte auch den praktischen Bedürf­
nissen des Parlaments nicht zu genügen, welches bei Bedarf weiterhin 
Einzelakte in der Form des avBB erliess. Mit der Abschaffung des avBB 
wird diesen Kontroversen ein Ende bereitet. Gleichzeitig bedeutet dies, 
dass künftig Bundesgesetze dringlich erklãrt werden konnen (vgl. Art. 
165). 
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3.8.3 Verordnungen der Bundesversammlung 

Erstmals erhalten Verordnungen der Bundesversammlung eine aus­
drückliche Verfassungsgrundlage. Bislang erliess das Parlament Verord­
nungen in der Form des nur auf Gesetzesstufe vorgesehenen allgemein 
verbindlichen nichtreferendumsfãhigen Bundesbeschlusses. In der Hie­
rarchie der Normen stehen Parlamentsverordnungen zwischen Bundesge­
setz und Verordnungen des Bundesrates. Wo Bundesversammlung und 
Bundesrat über parallele Zustãndigkeiten verfügen, kann der Vorrang der 
Parlamentsverordnung gegenüber der Bundesratsverordnung von prakti­
scher Bedeutung sein. Erlãsst beispielsweise der Bundesrat- gestützt auf 
die ihm zustehende Kompetenz - im Bereich der ãusseren oder inneren 
Sicherheit eine verfassungsunmittelbare Verordnung, hat es die Bundes­
versammlung in der Hand, diese nachtrãglich durch eine eigene Verord­
nung ganz oder teilweise ausser Kraft zu setzen. 

3.9 Gesetzgebung (Art. 164) 

3.9.1 Gesetzesvorbehalt 

Gemãss Artikel 164 Absatz l erster Satz sind alle wichtigen rechtsetzen­
den Bestimmungen in der Form des Bundesgesetzes zu erlassen. Dieser 
sog. Gesetzesvorbehalt besagt, dass gewisse generell-abstrakte Bestim­
mungen über eine direkt~demokratische Legitimation verfügen müssen 
und deshalb zwingend in einen referendumsfãhigen Erlass zu kleiden 
sind. In diesem Bereich besteht daher ein Delegationsverbot, und die 
Bundesversammlung hat als Gesetzgeberin selber tãtig zu werden. Die 
Wahl der Erlassform wird durch das materielle Kriterium der Wichtig­
keit bestimmt. Beispielhaft werden in den Buchstaben a- g einige Kern­
bereiche aufgelistet. Nicht alle diese Bereiche betreffenden Normen gel­
ten al s wichtig, sondern n ur deren grundlegende. Beispiel l: Obwohl 
Artikel 164 Absatz l Buchstabe a die Ausübung der politischen Rechte 
ausdrücklich erwãhnt, bleibt es dem Bundesrat weiterhin unbenommen, 
ausführende Béstimmungen über das Abstimmungsprotokoll oder die 
Meldung des vorlãufigen kantonalen Ergebnisses au f V erordnungsstufe 
zu regeln; derartige Bestimmungen gelten nicht als grundlegend im Sinne 
der Verfassungsvorschrift. Beispiel 2: Obwohl der Vernehmlassungsent-
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wurf vom 6. Mai 1998 für ein neues Bundespersonalgesetz den Bundes­
rat zur Regelung von Disziplinarmassnahmen oder des Mindest- und 
Hochstlohnes ermachtigt, handelt es sich dabei zweifellos nicht um bloss 
untergeordnete sondern um wichtige Bestimmungen, welche zwingend in 
ihren Grundzügen auf Gesetzesstufe zu regeln sind. Eine Regelung auf 
Bundesratsstufe würde also der neuen Verfassung widersprechen. 

Im Einzelnen erwahnt Artikel 164 Absatz l folgende Kernbereiche: 

Buchstabe a 

Die Ausübung der politischen Rechte ist auf Gesetzesstufe zu regeln. Die 
wichtigsten politischen Rechte sind heute auf Verfassungsstufe garan­
tiert. 

Buchstabe b 

Er betrifft die Beschrankung verfassungsmassiger Rechte (Freiheits­
rechte, Rechtsgleichheitsgarantie, institutionelle Garantien ete.). 

Buchstabe e 

Er geht darüber hinaus, indem er weitere die Rechtsstellung einer Person 
betreffende Bereiche (z.B. Personalrechte) erfasst. 

Buchstabe d 

Er übernimmt die bundesgerichtliche Rechtsprechung im Bereich des 
Abgaberechts. Obwohl nicht ausdrücklich in der Verfassung, sondern nur 
zuhanden der Materialien festgehalten, dürfen die Anforderungen an eine 
gesetzliche Gn .. mdlage weiterhin herabgesetzt werden, wenn die Überprü­
fung der Gebühr auf ihre Rechtmassigkeit anhand des Kostendeckungs­
und des Ãquivalenzprinzips moglich .ist. Bei Kanzleigebühren oder Ge­
bühren, die einen stark technischen Charakter aufweisen oder rasch 
wechselnden Verhaltnissen unterworfen sind, und bei gewissen Benüt­
zungsgebühren, kann auf eine formellgesetzliche Grundlage verzichtet 
werden. 

Buchstabe e 

Er erfasst die Aufgaben des Bundes und die Leistungsverwaltung. 
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Buchstabe g 

Er verlangt insbesondere, dass jedes Verfahren, in welchem bindende 
Entscheide ergehen, einer gesetzlichen Grundlage bedarf. 

3.9.2 Delegationsfigur 

Zwischen National- und Standerat bestand eine Kontroverse über die 
Frage, ob die in Absatz 2 enthaltene auf die bundesgerichtliche Recht­
sprechung zurückgehende Delegationsfigur angesichts des in Absatz 1 
von Artikel 164 umschriebenen materiellen Gesetzesbegriffes vollstandig 
beibehalten werden soll oder nicht. Die Einigungskonferenz entschied 
sich für die standeratliche Version. Danach ist eine Delegation zulassig, 
wenn si e nicht durch di e Verfassung ausgeschlossen ist ( der zweite Satz, 
wonach die ermachtigende Bestimmung die Grundzüge der Regelung 
festlegen muss, wurde gestrichen). Die Verfassung schliesst eine Dele­
gation allgemein i m Bereich des VVichtígen (Art. .164 Abs. 1) und im 
Besonderen dann aus, wenn sie eine Regelung durch das Gesetz selbst 
verlangt. 

3.10 Beziehungen zum Ausland (Art. 166 Abs. l und 184 Abs. l) 

Im auswartigen Bereich besteht keine starre Kompetenzaufteilung zwi­
schen Bundesversammlung und Bundesrat. Auch wenn dem Bundesrat 
die Führung der Aussenpolitik zukommt, verfügt das Parlament über 
Einflussmõglichkeiten, über mittelbare (z.B. Erlass aussenpolitisch rele­
vanter Gesetzgebungsakte und Beschlüsse, Genehmigung von Berichten, 
Finanzhoheit, Oberaufsicht; vgl. Botschaft, 392) und über unmittelbare 
(z.B. Festlegung aussenpolitischer Ziele mittels eines Bundesbeschlus­
ses). 

Die jetzigen Fassungen waren insbesondere in der nationalratlichen Ver­
fassungskommission nicht unbestritten, welche eine Formulierung bevor­
zugte, wonach die Bundesversammlung die grundlegenden Ziele festlegt 
und der Bundesrat die auswartigen Angelegenheiten innerhalb der durch 
Bundesverfassung und Bundesversammlung vorgegebenen Ziele besorgt 
(vgl. Entwuif VK-N, Art. 156 und 172). Anlass für diese Neuformulie-
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rung war das negativ aufgenornmene bundesrãtliche Gesuch um Auf­
nahme von Beitrittsverhandlungen mit der EU. Der Bundesrat wehrte 
sich erfolgreich gegen diese Neufassung, weil angesichts der in Artikel 
54 Absatz 2 umschriebenen allgemeinen aussenpolitischen Ziele "grund­
legende Ziele" nur als deren Konkretisierung hãtten verstanden werden 
konnen, womit die Handlungsfahigkeit des Bundesrates beeintrachtigt 
worden ware. 

Artikel 166 Absatz 1 in seiner je:tzigen Fassung entspricht derjenigen des 
VE 96. Gemass Artikel 184 Absatz 1 besorgt der Bundesrat die auswarti­
gen Angelegenheiten nunmehr unter Wahrung der Mitwirkungsrechte 
der Bundesversammlung. Dami1t soll nicht nur die heute im GVG um­
schriebene Mitwirkung auf Verfassungsstufe gehoben werden: der 
W ortlaut von Arti ke l 166 Absatz 1 geht darüber hinaus, un d auch der 
Bundesrat hat ausdrücklich seinen Willen nach einer vermehrten Mitwir­
kung des Parlaments in der Aus:senpolitik bekundet. Dazu bedarf es kei­
ner Staatsleitungsreform; die Offenheit der jetzigen Formulierung lasst 
ein vermehrtes Mitwirken des Parlaments in der Aussenpolitik ohne Ver­
fassungsanderung zu. 

3.11 VOikerrechtliche Vertrã~~e (Art. 166 Abs. 2 und 184 Abs. 2) 

Der Bundesrat hat entgegen bisheriger Praxis keine veifassungsunmittel­
bare Vertragsabschlusskompetenz mehr. Ein Gesetz wird allgemein die­
jenigen Falle regeln, in welchen der Bundesrat zum Abschluss volker­
rechtlicher Vertrage zustandig ist. Rund achtzig Prozent aller Vertrage 
beruhen bereits heute auf einer gesetzlichen Ermachtigung. Betroffen 
von dieser Ãnderung sind Vertra.ge, welche der Schweiz nur Rechte, aber 
keine Verpflichtungen bringen, Vertrage über die Vollziehung früherer 
Vertrage und Vertrage von geringer Tragweite (Bagatellvertrage). 

3.12 Sonderregelung für Deh~gationen von Aufsichtskommissionen 
(Art. 169 Abs. 2) 

Den vom Gesetz vorgesehenen besonderen Delegationen von Aufsichts­
kommissionen konnen keine Geheimhaltungspflichten entgegengehalten 
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werden. Unausgesprochen bleibt, dass ein solches uneingeschranktes 
Einsichtsrecht nur im Rahmen des Auftrags der betreffenden Delegation 
besteht. Von Bedeutung ist die Neuregelung insofern, als sich gemass · 
GVG die Befugnisse der Geschaftsprüfungsdelegation nicht auf das Mit­
berichtsverfahren des Bundesrates erstrecken. Der Bundesrat wehrte sich 
gegen eine solche Ausdehnung unter Hinweis auf die zentrale Bedeutung 
der Geheimhaltung des Mitberichtsverfahrens. Zuhanden der Materialien 
brachte er eine auslegende Erklarung an, wonach der Bundesrat weiter­
hin daran festhalte, dass das Mitberichtsverfahren ausgenommen bleibe. 
Fraglich ist, o b si eh das .Parlament durch di ese Erklarung binden lasst. 

Artikel 153 Absatz 4 (v g l. vorne) genügt, u m au f Gesetzesstufe .e ine dif­
ferenzierte Regelung der Informatiorisrechte für Legislativkommissionen, 
Aufsichtskommissionen und deren Delegationen oder Parlamentarischen 
Untersuchungskommissionen zu schaffen. Das Parlament hat es in der 
Hand, eine über den heutigen Rechtszustand hinausgehende gesetzliche 
Regelung zu erlassen, kann aber riicht hinter den in Artikel 169 Absatz 2 
normierten Rechtszustand zurückgehen. 

3.13 Überprüfung der Wirksamkeit (Art. 170) 

Mit der Verankerung der Evaluation in einer besonderen Verfassungsbe­
stimmung kommt zum Ausdruck, dass die Wirksamkeitsüberprüfung 
über die Oberaufsicht hinausgeht und dass es sich dabei um eine zentrale 
staatliche Aufgabe handelt. Die Bundesversammlung sorgt nur für die 
Überprüfung der Wirksamkeit, es steht ihr aber keine exklusive Kompe­
tenz zu, sondern der Bundesrat blei[bt in seinem Bereich weiterhin selber 
für die Durchführung und Auswertung der Evaluation zustandig. 

3.14 Auftrãge an den Bundesrat (Art. 171) 

Mit dem Auftrag sollte ursprünglich ein neues parlamentarisches Hand­
lungsinstrument eingeführt und gleichzeitig die Frage der Zulassigkeit 
unechter Motionen auf Verfassungsstufe geklart werden. Im Zustandig­
keitsbereich der Bundesversammlung. hatte ein Auftrag die Wirkung 
einer bindenden Weisung, im Bereich des Bundesrates diejenige einer 
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Richtlinie, welche nur Grundsãtze enthãlt, den konkreten Entscheid des 
Bundesrates nicht bindet und von der in begründeten Fãllen abgewichen 
werden kann (vgl. Zusatzbericht 291 ff.). Gegenüber der generellen Ein­
führung des Auftrags hegte der Bundesrat grosse Bedenken. Er befürch­
tete insbesondere eine Verwischung der Kompetenzen und Verantwort­
lichkeiten. Der Nationalrat beschrãnkte den Auftrag zuerst auf die Ober­
aufsicht. 

Mit dem Begriff der "Auftrãge" sind demgegenüber in der jetzigen Be­
stimmung sãmtliche parlamentarischen Handlungsinstrumente gemeint, 
womit diese nunmehr über eine ausdrückliche Verfassungsgrundlage 
verfügen. Satz 2 enthãlt einen direkten Auftrag zur Schaffung eines Ge­
setzes, in dem insbesondere diejenigen Instrumente, mit welchen die 
Bundesversamrnlung auf den Zustãndigkeitsbereich des Bundesrates 
einwirken kann, zu regeln sind. Der "Auftrag" ist also auf Gesetzesebene 
vorzusehen. Denkbar wãre auch sein e V erankerung au f V erfassungsstufe 
gewesen. 

3.15 Weitere Aufgaben und Hefugnisse (Art. 173) 

Buchstabe a 

Er betrifft die Massnahmen der Bundesversammlung zur Wahrung der 
ãusseren Sicherheit, der Unabhãngigkeit und der Neutralitãt der Schweiz. 
Die Neutralitãt wurde hier aus rein politischen Überlegungen aufgeführt. 
Es handelt sich weiterhin um ein Mittel und kein Ziel der schweizeri­
schen Aussenpolitik. 

Buchstabe g 

Er betrifft die Kompetenz der Bundesversamrnlung zur Mitwirkung bei 
den wichtigen Planungen der Staatstãtigkeit. Damit werden die bereits 
heute bestehenden Kompetenzen des Parlaments ausdrücklich verankert. 
Danach ist di e Erstellung v o n Plãnen Sae h e d er Exekuti v e, di e Mitwir­
kung des Parlaments besteht in der Beratung der Plãne und in deren Be­
einflussung mittels Richtlinienmotionen. Eine weiter gehende Mitwir­
kung wird durch den Verfassungstext jedoch ni eh t ausgeschlossen. 
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Buchstabe h 

Er schafft die Zustandigkeit der Bundesversammlung für Einzelakte, 
sofern ein Bundesgesetz dies ausdrücklich vorsieht Es kann hier nicht 
darum gehen, dem Parlament für jegliches noch so untergeordnete Ein­
zelhandeln eine Grundlage zu verschaffen. Aus den Materialien ergibt 
sich eine Einschrankung auf wichtige Grossprojekte des Bundes. 

4. Bundesrat 

4.1 Zusammensetzung und Wahl des Bundesrates (Art. 175) 

Keine Chance hatten im Nationalrat Vorschlage für einen Bundesrat mit 
neun Mitgliedern oder für die Verankerung der Moglichkeit einer Ge­
samterneuerung des Bundesrates unter bestimmten Voraussetzungen. Der 
Nationalrat sprach sich hingegen überraschenderweise für die Streichung 
der Kantonsklausel aus. Der Standerat folgte ihm allerdings nicht, son­
dern beschloss, die Frage der Kantonsklausel auf dem Weg der Partialre­
vision der Verfassung weiterzuverfolgen, Sehr knapp stimmte der Natio­
nalrat diesem Vorgehen zu, wobei die Kantonsklausel nicht mehr gestri­
chen, sondern bloss gelockert wird .. In der Abstimmung vom 7. Februar 
1999 von Volk und Standen angenommen. 

4.2 Übertragung von Verwaltungsaufgaben (Art. 178 Abs. 3) 

Eine Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf ausserhalb der Zentral­
verwaltung Stehende ist nur auf Grund eines Bundesgesetzes zulassig. 
Die beiden Verfassungskommissionen wollten abweichend vom gelten­
den Recht eine Erleichterung der Übertragung, indem eine formell ge­
setzliche Grundlage nicht mehr in jedem Einzelfall erforderlich ware, 
sondern ein Rahmengesetz allgemein die Grundsatze für eine Auslage­
rung regelte (Entwüife VKN und VKS, Art. 166 Abs. 3). Sie drangen da­
mit aber nicht durch. 



Die Bestimmungen über die Bundesbehorden in de r neuen Bundesveifassung 29 

4.3 Bundeskanzlei (Art. 179) 

Auf das Erfordernis der Gleichzeitigkeit der Wahl des Bundeskanzlers 
mit den Mitgliedem des Bunde:srates wird künftig verzichtet. Damit er­
offnet sich auf Gesetzesstufe die Moglichkeit einer abweichenden Rege­
lung, womit die Amtsdauer des Bundeskanzlers nicht mehr gleichzeitig 
mit derjenigen eines Bundesratsmitglieds zu beginnen und zu enden 
braucht. 

4.4 Rechtsetzung und Vollzug (Art. 182) 

Ein Minderheitsantrag im Nationalrat, wonach das Gesetz die Grundzüge 
des Verordnungsverfahrens regeln und damit zu mehr Transparenz füh­
ren sollte (vgL Zusatzbericht 298 f.), blieb erfolglos. Das Anliegen wurde 
zwar geteilt, doch bestand die Auffassung, dafür brauche es keine Son­
derbestimmung, viel mehr fliesse eine entsprechende Kompetenz des 
Gesetzgebers bereits aus Artikel 164 Absatz 1 Buchstabe g über die Or­
ganisation und das Verfahren der Bundesbehorden. 

4.5 V erfassungsunmittelban~ Verordnungen un d V erfügungen des 
Bundesrates im Bereich der Beziehungen zum Ausland und im 
Bereich der ãusseren und innereri Sicherheit (Art. 184 Abs. 3 
und 185 Abs. 3) 

Eine neuere bundesgerichtliche Rechtsprechung, wonach gesetzesver­
tretende und -erganzende Verordnungen grundsatzlich zu befristen sind, 
wird übernommen. Darüber hinausgehend wollte der Nationalrat auch 
eine nachtragliche Genehmigung solcher Verordnungen durch die Bun­
desversammlung einführen. Der Bundesrat wehrte sich dagegen, weil er 
eine Beeintrachtigung der Berechenbarkeit und der Glaubwürdigkeit 
solcher Erlasse befürchtete, welche bis zur Genehmigung in der Schwebe 
bleiben. Auch wenn jetzt keine Pflicht zur nachtraglichen Genehmigung 
besteht, ist es der Bundesversammlung unbenommen, mittels einer Par­
lamentsverordnung eigene Bestirnmungen zu erlassen. 
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Bei Artikel 185 Absatz 3 handelt es sich um die Kompetenz zum Erlass 
von Verordnungen und Verfügungen in ausserordentlichen Lagen, nicht 
aber zum Erlass von Notrecht In Anlehnung an die Umschreibung neue­
rer Kantonsverfassungen werden die Voraussetzungen, unter welchen der 
Bundesrat Verordnungen und Verfügungen erlassen kann, genauer um­
schrieben ( eingetretene oder unmittelbar drohende schwere Storungen 
der offentlichen Ordnung oder der inneren oder ausseren Sicherheit an 
Stelle der blossen Erwãhnung ausserordentlicher Umstande). 

4.6 Truppeneinsatz (Art. 185 Abs. 4) 

Der Bundesrat kann in dringlichen Fallen Armeetruppen aufbieten. Die 
Bundesversammlung muss neu erst dann einberufen werden, wenn der 
Truppeneinsatz langer als drei \Vochen dauert oder mehr als 4'000 
(bislang 2'000) Armeeangehorige aufgeboten werden. Für die Sozialde­
mokratische Partei handelt es sich hier - im Bewusstsein um die Rolle der 
Armee wãhrend des Generalstreiks von 1918 - um einen sensiblen Be­
reich. Gemeinsam mit dem Bundesrat wehrte sie sich daher gegen eine 
vollstandige Streichung der Truppenzahl. 

4.7 Beziehungen zwischen Bund und Kantonen (Art. 186) 

Vertrage der Kantone mit dem Ausland unterliegen neu nicht mehr der 
Genehmigung des Bundesrates. Die Kantone haben den Bundesrat vor 
Abschluss bloss noch zu informieren, damit dieser allfallige Einwendun­
gen frühzeitig erheben kann (Art. 56 Abs. 2). Erhebt der Bundesrat Ein­
sprache, genehmigt die Bundesver:sammlung den betreffenden Vertrag. 
Die Moglichkeit zur Einsprache ist wichtig, weil nur der Bund für solche 
Vertrage die volkerrechtliche Veramtwortung tragt und es nicht ausge­
schlossen ist, dass der Vertragsinhalt Bundesrecht oder Bundesinteressen 
sowie Rechten anderer Kantone zuwiderlauft. 
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5. Bundesgericht 

5.1 Verfassungsgerichtsbarkeit (Art. 189) 

Diese Bestimmung behandelt di[e Verfassungsgerichtsbarkeit durch das 
Bundesgericht. Grundsatzlich besteht in den Fallen der Buchstaben a - d 
eine Rechtsweggarantie an das Bundesgericht. Diese gilt jedoch nicht 
absolut, sondern der Gesetzgeber kann eine andere Bundesbehorde als 
zustandig erklaren, wobei derartige Einschrankungen von begrenzter 
Tragweite bleiben müssen (Abs. 2; vgL Botschaft 424 ff.). 

Buchstabe a 

Er betrifft die Beschwerde wegen Verletzung verfassungsmassiger 
Rechte. Die Konkretisierung des Begriffs der verfassungsmassigen 
Rechte obliegt dem Bundesgericht, die Verfassung nimmt.. keine Um­
schreibung vor. Solche Rechte lkonnen sich aus der Bundesverfassung, 
den kantonalen Verfassungen, aus der EMRK oder einem Staatsvertrag 
ergeben. Letztere haben allerdings nur dann selbststandige Bedeutung, 
wenn sie weiter reichen als die aus der Bundes- oder aus einer Kantons­
verfassung abgeleiteten Rechte (Botschaft 425). Als verletzt gerügt wer­
den konnen nur verfassungsmassig und nicht bloss gesetzlich garantierte 
Rechte, die überdies den Schutz des Einzelnen bezwecken. 

Buchstabe b 

Er verankert das Recht der Gemeinde, wegen Verletzung ihrer Autono­
mie - eine solche steht ihr kraft kantonalen Rechts zu - Beschwerde zu 
führen. Dasselbe gilt für andere kantonale offentlich-rechtliche Korper­
schaften für die ihnen zustehende:n Garantien der Kantone. 

Buchstabe e 

Er verankert die Staatsvertrags- und die Konkordatsbeschwerde, wobei 
diese nur dann zur Verfügung steht, wenn die fragliche Bestimmung 
unmittelbar Rechte einraumt (Botschaft 425). 
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Buchstabe d 

Er betrifft offentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen Bund und Kanta­
nen oder zwischen Kantonen" 

5.2 Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit (Art. 190) 

Absatz l umschreibt nicht abschlilessend die Bereiche. in welchen das 
Bundesgericht zustãndig ist. Gestützt darauf kann der Bundesgesetzgeber 
umfassend die Kompetenzen des Bundesgerichts in Zivil-, Straf- und 
Verwaltungssachen und das Verfahrensrecht regeln (Botschaft 426 f.). 
Nicht mehr in der neuen Bundesverfassung enthalten sind die Bundesas­
sisen. Ein Verfahren vor dieser Instanz fand zum letzten Mal 1933 statt 

5.3 Massgebendes Recht (Art. 191) 

Bundesgesetze und Vülkerrecht sind für das Bundesgericht und andere 
rechtsanwendende Behorden massgeblich. Im Vergleich zum heutigen 
Recht wird damit klargestellt, dass. dieser Vorbehalt alle Zustãndigkeits­
bereiche des Bundesgerichts betrifft und für sãmtliche rechtsanwenden­
den Behorden gilt (Botschaft 428). Verordnungen des Parlaments unter­
liegen andererseits der Kontrolle durch das Bundesgericht, womit eine in 
der Lehre bislang umstrittene Frage nunmehr verfassungsrechtlich ent­
schieden wurde. Der in Artikel 191 statuierte Vorbehalt betrifft nur die 
Rechtsanwendung, entbindet den Gesetzgeber aber nicht von seiner 
Pflicht, die Verfassung zu beachten (Botschaft 428). 

6. Zusammenfassung 

Im Sinne einer Übersicht lassen sich folgende Gruppen bilden: 

6.1 Materielle Neuerungen 

• Verzicht auf die Nichtwãhlbarkeit Geistlicher (Art. 143) 
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• Ausweitung des Vernehmlassungsverfahrens auf das Parlament 
(Art. 147) 

• Einberufung ausserordentlicher Sessionen durch einen Viertel der 
Mitglieder eines Rates. Bisher hatten auch fünf Kantone dieses 
Recht, nicht aber der Standerat (ArL 151) 

• personelle Erweiterung des Vizeprasidiums eines jeden Rates 
durch einen zweiten Vizeprãsidenten (Art. 152) 

• abschliessende Übertragung von Entscheidkompetenzen auf par­
Iamentarische Kommissionen (Art. 153) 

• Unterstellung der Parlamentsdienste unter die Bundesversamm-
lung (Art. 155) 

• neues System der Erlassformen (Art. 163) 

• materieller Gesetzesbegriff (Art. 164) 

• Verzicht auf die verfassungsunmittelbare Vertragsabschlusskom­
petenz des Bundesrates für volkerrechtliche Vertrage (Art. 166 
und 184) 

• Verfassungsgrundlage für Wirksamkeitsüberprüfung (Art. 170) 

• Truppenaufgebot zur Wahrung der ausseren und inneren Sicher­
heit: ohne Genehmigung der Bundesversammlung darf neu der 
Bundesrat bis 4'000 Armeeangehorige (bisher 2'000) autbieten 
(Art. 185) 

• Verzicht auf ein Genehmigungserfordernis von' Vertragen der 
Kantone mit dem Ausland (Art 186) 

6.2 Aufnahme bisher unges<~hriebenen V erfassungsrechts 

• explizite Erwãhnung der Mitwirkungsrechte der Bundesversamm­
lung i m Bereich der auswlirtigen Angelegenheiten (Art. 184) 

• Befristung der verfassungsunmittelbaren Verordnungen des Bun­
desrates im Bereich der Beziehungen zum Ausland und im Bereich 
der ausseren und inneren Sicherheit (Art. 184 und 185) 
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• Mitwirkung der Bundesversammlung an den wichtigen Planungen 
der StaatsUitigkeit (Art. 173) 

• Verfassungsgrundlage für Einzelakte der Bundesversammlung 
(Art. 173) 

6.3 Heraufstufung von der Gest:~tzes- auf di e V erfassungsebene 

• Amtsdauer de r Bundesrichter (Art. l 45) 

• ausdrückliche Erwahnung der politischen Parteien als Vernehm­
lassungsteilnehmer (Art, 147) 

• parlamentarische Kommissionen und ihre Informationsbefugnisse 
(Art. 153) 

• Fraktionen (Art. 154) 

• Beizug von Dienststellen der Bundesverwaltung durch die Bun­
desversammlung (Art. 155) 

• Offenlegung der Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder 
(Art. 161) 

• ImmuniUit (Art. 162) 

• Verfassungsgrundlage für V e:rordnungen der Bundesversammlung 
(Art. 163) 

• Sonderbestimmung für Delegationen von Aufsichtskommissionen 
(Art. 169) 

• Verfassungsgrundlage für die parlamentarischen Handlungsin­
strumente (Art. 171) 

6.4 Herabstufung von Verfassungsrecht auf die Gesetzesebene 

• Regelung der Unvereinbarkeit für Bedienstete des Bundes 

• Stimmrecht der Ratsprasidenten 

• Entschadigung der Ratsmitglieder und der Bundesratsmitglieder 

• Kantonsklausel für das Prasidium des Standerates 
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• Besetzung von Vakanzen im Bundesrat 

• Nebenbeschaftigung von Mitgliedern des Bundesrates und des 
Bundesgerichts 

• Verhandlungsquorum für den Bundesrat 

• Beizug von Sachkundigen durch Bundesrat und Departemente 

• Gleichzeitigkeit der Wahl des Bundeskanzlers mit derjenigen der 
Bundesratsmi tglieder 

6.5 Ersatzlose Streichung von Verfassungsbestimmungen 

• Vollzug von Vergleichen oder schiedsrichterlichen Sprüchen über 
Streitigkeiten zwischen den Kantonen 

• Aufnahme von Anleihen 

• Bundesassisen 

7o Ausblick 

7 .l Anpassungen auf Gesetz:esebene 

Materielle Ãnderungen au f Verfassungsstufe oder Bestimmungen der BV 
von 1874, die keinen Eingang in die neue Verfassung gefunden haben, 
aber neu auf Gesetzesebene weitergefühlt werden sollen, machen eine 
Anpassung der Gesetzgebung notwendig. Im Gegensatz zum VE 96 kennt 
die neue Verfassung keine Übergangsbestimmung mehr, welche ein ge­
staffeltes Ausserkrafttreten der BV von 1874 und eine teilweise vorlau­
fige Weitergeltung bis zum Inkrafttreten gesetzlicher Bestimmungen 
vorsieht. Damit keine Regelungslücke entsteht, kann die neue Verfassung 
daher erst in Kraft treten, wenn die notwendigen Anpassungen der Ge­
setzgebung erfolgt sind, sofern e:s sich nicht um direkt anwendbares Ver­
fassungsrecht handelt. Als Beispiele für den Anpassungsbedarf im Be­
reich der Behordenorganisation seien genannt: 

• Wahlbarkeit aller Stimmberechtigter (Anpassung BPR) 
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• Regelung des Vernehmlassungsverfahrens auf Gesetzesstufe 
(neues Gesetz) 

• Einberufung ausserordentlicher Sessionen (Anpassung GVG) 

• zweites Vizeprasidium in den Raten (Anpassung der Ratsregle­
mente) 

• Stellung der Parlamentsdienste (Anpassung GVG) 

• gesetzliche Kompetenzzuweisungen an die Vereinigte Bundesver-
sammlung (Anpassung GarG) 

• Form der Erlasse der Bundesversammlung (Anpassung GVG) 

• Aufnahme von Anleihen (Anpassung FHG) 

• Instrumente, mit welchen die Bundesversammlung in den Zustan­
dígkeitsbereich des Bundesrates einwirken kann (Anpassung 
GVG), sofern die heutige Umschreibung der Motion im GVG 
nicht als genügend betrachtet werden sollte. 

In folgenden Bereichen ist Anpassungsbedarf denkbar, aber nicht unum­
ganglich: 

• Informationsrechte parlamentarischer Kommissionen 

• Kompetenzdelegation an Kommissionen 

• Mitwirkung der Bundesversammlung in der Aussenpolitik 

• Regelung der Unvereinbarkeit für Bedienstete des Bundes. 

7.2 Künftige Reformen 

7.2.1 Totalrevision des GVG 

A m 12. re s p. 15. Mai 1998 beschlossen di e Staatspolitischen Kommis­
sionen von National- und Standerat die Totalrevision des GVG. Gegen­
stand ist die systematische Neuordnung und sprachliche Aufarbeitung 
des Parlamentsrechts sowie die Anpassung an die neue Verfassung. Ge­
genwartig befassen sich die Sublkommissionen der Staatspolitischen 
Kommissionen mit einzelnen Themenbereichen. Ein Entwurf für ein 
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totalrevidiertes GVG wird Anfang der neuen Legislatur in den Plenar­
kommissionen vorliegen. 

7 .2.2 Staatsleitungsreform 

Am 11. November 1998 verabschiedete der Bundesrat die Vemehmlas­
sungsvorlage zur Staatsleitungsreform. Dieses Reformpaket soll als wei­
terer "Baustein" nebe n de r Reform d er .Volksrechte un d de r J ustizreform 
die neue Verfassung ergãnzen. Hauptgegenstand der Staatsleitungsre­
form ist die Reform des Regierungsorgans. Dazu werden zwei Varianten 
vorgeschlagen: V ariante 1 strebt ei ne Strãrkung der Kollegialregierung 
durch eine Stãrkung des Bundesprãsidiums an. Eine Ãnderung der Zu­
sammensetzung des Bundesrates (sechs, sieben oder acht Mitglieder) ist 
nicht ausgeschlossen. Die Amtsdauer von zwei Jahren für Bundesprãsi­
dent und Vizeprãsident soll ausdrücklich auf Verfassungsstufe verankert 
und die bisher auf Gesetzesebene geregelten Prãsidialaufgaben heraufge­
stuft werden. Variante 2 will eine Stãrkung durch eine zweistufige Regie­
rung (Bundesrãte und Minister) erreichen. Die Regelung der Aufgaben 
letzterer erfolgte in einer Sonderbestimmung auf Verfassungsebene. Für 
den Fali ihrer Verwirklichung machen beide Varianten Ãnderungen auf 
V erfassungsstufe notwendig. 

Die Staatsleitungsreform sieht sodann die Resolution als neues parla­
mentarisches Steuerungsinstrument vor, mit welchem dem Bundesrat in 
seinem Kompetenzbereich politische Leitlinien für die generelle Aus­
richtung einer Staatstãtigkeit vorgegeben werden konnen. Einer Resolu­
tion kommt rechtlich keine Verbindlichkeit zu, der Bundesrat kann von 
ihr abweicheH, was ihn begründungspflichtig macht. Da die politische 
Steuerung des Parlaments über die Rechtsetzung und über die Finanz­
kompetenzen erfolgen kann, ist eine Resolution ausgeschlossen. Artikel 
171 der neuen Verfassung, welc:her den Gesetzgeber anweist, diejenigen 
Instrumente, mit welchen die Bundesversammlung auf den Zustãndig­
keitsbereich des Bundesrates einwirken kann, zu regeln, hat diesen Be­
reich der Staatsleitungsreform indessen bereits vorweggenommen. Auf 
die Verankerung der Resolution in der neuen Verfassung kann daher 
verzichtet werden. Zu beachten ist, dass die neue Verfassung die Recht­
setzung und die Finanzhoheit ausdrücklich nicht vom Anwendungsbe-
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reich einer "Resolution" ausnimmt und somit inhaltlich weiter geht als 
der entsprechende Vorschlag in der Staatsleitungsreform. 

7 .2.3 Einführung des Õffentlichkt!itsprinzips 

Im VE 95 sah der Bundesrat die Einführung des Offentlichkeitsprinzips 
als Variante vor (Art. 154 Abs. 2 VE 95). In der Folge nahm die VK-N 
eine entsprechende Bestimmung in die Vorlage B Reform der Volks­
rechte auf. Parallel dazu wurden 1997 Motionen eingereicht, welche die 
Einführung des Offentlichkeitsprinzips verlangen (HESS, 97.3083, 
VOLLMER. 97.311 O und di e Geschaftsprüfungskommission des Natio­
nalrates, 97.3384). Die Motionen wurden 1998 überwiesen, diejenige der 
Geschaftsprüfungskommission als Postulat. Der Bundesrat erklarte sich 
zur Entgegennahme oereit. Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe erar­
beitete bis Ende Dezember 1998 einen Konzeptbericht zuhanden des 
Departementschefs EJPD. Gestützt auf dessen Vorentscheide wird die 
Arbeitsgruppe bis Herbst 1999 eine Vernehmlassungsvorlage ausarbei­
ten. 
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Anhang: Auszug aus dem Bundesbeschluss über eine neue 
Bundesverfassung vom 18. Dez(:~mber 1998 

Art. 54 Auswartige Angelegenheiten 

1 Die auswartigen Angelegenheiten sind Sache des Bundes. 
2 Der Bund setzt sich ein für die Wahrumg der Unabhangigkeit der Schweiz und 
für ihre W ohlfahrt; er tragt namentlich bei zur Linderung von No t und Armut in 
der Welt, zur Achtung der Menschenrechte und zur Forderung der Demokratie, 
zu einem friedlichen Zusammenleben der Võlker sowie zur Erhaltung der natürli­
chen Lebensgrundlagen. 
3 Er nimmt Rücksicht auf die Zustandigkeiten der Kantone und wahrt ihre Inter­
essen. 

Art. 141 Fakultatives Referendum 

l Auf Verlangen von 50'000 Stimmberechtigten oder acht Kan to nen werden dem 
Volk zur Abstimmung unterbreitet: 
a. Bundesgesetze; 
b. dringlich erklarte Bundesgesetze, deren Geltungsdauer ein Jahr übersteigt; 
e. Bundesbeschlüsse, soweit Verfassung oder Gesetz dies vorsehen; 
d. volkerrechtliche Vertrage, die: 

l. unbefristet und unkündbar sind; 
2. den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen; 
3. eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung herbeiführen. 

2 Die Bundesversammlung kann weitere vÕlkerrechtliche Vertrage dem fakulta­
tiven Referendum unterstellen. 

5. Titel: Bundesbehõrden 

l. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 143 Wahlbarkeit 

In den Nationalrat, in den Bundesrat und in das Bundesgericht sind alle Stimm­
berechtigten wahlbar. 

Art.144 Unvereinbarkeiten 

l Die Mitglieder des Nationalrates, des Standerates, des Bundesrates sowie die 
Richterinnen und Richter des Bundesgerichts konnen nicht gleichzeitig einer 
anderen dieser Behorden angehoren. 
2 Die Mitglieder des Bundesrates und die vollamtlichen Richterinnen und Richter 
des Bundesgerichts dürfen kein anderes Amt des Bundes oder eines Kantons 
bekleiden und keine andere Erwerbstatigkeit ausüben. 
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3 Das Gesetz kann weitere Unvereinbarkeit~n vorsehen. 

Art. 145 Amtsdauer 

Die Mitglieder des Nationalrates und des Bundesrates sowie die Bundeskanzlerin 
oder der Bundeskanzler werden auf die Dauer von vier Jahren gewahlt. Für die 
Richterinnen un d Richter des B undesgerichts betragt di e Amtsdauer see h s J ahre. 

Art. 146 Staatshaftung 

Der Bund haftet für Schaden, die seine Organe in Ausübung amtlicher Tatigkei­
ten widerrechtlich verursachen. 

Art. 147 Vernehmlassungsverfahren 

Die Kantone, die politischen Parteien und die ínteressierten Kreise werden bei 
der Vorbereitung wichtiger Erlasse und anderer Vorhaben von grosser Tragweite 
sowie bei wichtigen võlkerrechtlichen Vertragen zur Stellungnahme eingeladen. 

2. Kapitel: Bundesversammlung 

l. Abschnitt: Organisation 

Art. 148 Stellung 

l Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der Rechte von Volk und Standen 
die oberste Gewalt im Bund aus. 
2 Die Bundesversammlung besteht aus zwei Kammern, dem Nationalrat und dem 
Standerat; beide Kammern sind einander gleichgestellt. 

Art. 149 Zusammensetzung und Wahl des Nationalrates 

l Der Nationalrat besteht aus 200 Abgeordneten des Volkes. 
2 Die Abgeordnetenwerden vom Volk in direkter W ahi nach dem Grundsatz des 
Proporzes bestimmt. Alle vier Jahre findet eine Gesamterneuerung statt. 
3 Jeder Kanton bildet einen Wahlkreis. 

4 Die Sitze werden nach der Bevôlkerungszahl auf die Kantone verteilt. Jeder 
Kanton hat mindestens einen Sitz. 

Art. 150 Zusammensetzung un d W ahi des Standerates 

1 Der Standerat besteht aus 46 Abgeordneten der Kantone. 
2 Die Kantone Obwalden, Nidwalden, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Appenzell 
Ausserrhoden un d Appenzell Innerrhoden wahlen j e ei ne Abgeordnete oder ei nen 
Abgeordneten; die übrigen Kantone wahlen je zwei Abgeordnete. 
3 Di e W ahi in de n Standerat wird vom Kan to n geregelt. 
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Art. 151 Sessionen 

1 Die Rate versammeln sich regelmassig zu Sessionen. Das Gesetz regelt die 
Einberufung. 
2 Ein Viertel der Mitglieder eines Rates oder der Bundesrat konnen die Einberu­
fung der Rate zu einer ausserordentlichen Session verlangen. 

Art. 152 Vorsitz 

Jeder Rat wahlt aus seiner Mitte für die Dauer eines Jahres eine Prasidentin oder 
einen Prasidenten sowie die erste Vizeprasidentin oder den ersten Vizeprasiden­
ten und die zweite Vizeprasidentin ode:r den zweiten Vizeprasidenten. Die Wie­
derwahl für das folgende Jahr ist ausgeschlossen. 

Art. 153 Parlamentarische Kommissionen 

1 Jeder Rat setzt aus seiner Mitte Kommissionen ein. 
2 Das Gesetz kann gemeinsame Kommissionen vorsehen. 
3 Das Gesetz kann einzelne Befugnisse, die nicht rechtsetzender Natur sind, an 
Kommissionen übertragen. 
4 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben stehen den Kornmissionen Auskunftsrechte, 
Einsichtsrechte und Untersuchungsbefugnisse zu. Deren Umfang wird durch das 
Gesetz geregelt. 

Art. 154 Fraktionen 

Die Mitglieder der Bundesversammlung konnen Fraktionen bilden. 

Art. 155 Parlamentsdienste 

Die Bundesversarnrnlung verfügt über Parlamentsdienste. Sie kann Dienststellen 
der Bundesverwaltung beiziehen. Das Ciesetz regelt die Einzelheiten. 

2. Abschnitt: Verfahren 

Art. 156 Getrennte Verhandlung 

1 Nationalrat und Standerat verhandeln getrennt. 
2 Für Beschlüsse der Bundesversammlung ist die Übereinstimmung beider Rate 
erforderlich. 

Art. 157 Gemeinsame Verhandlung 

1 Nationalrat und Standerat verhandeln gemeinsam als Vereinigte Bundesver­
sammlung unter dem Vorsitz der Nationalratsprasidentin oder des Nationalrats­
prasidenten, um: 
a. Wahlen vorzunehmen; 
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bo Zustandigkeitskonflikte zwischen den obersten Bundesbehõrden zu ent-
scheiden; 

e. Begnadigungen auszusprechen. 
2 Die Vereinigte Bundesversammlung versammelt sich ausserdem bei besonde­
ren Anlassen und zur Entgegennahme von Erklarungen des Bundesrates. 

Art. 158 Óffentlichkeit der Sitzungen 

Die Sitzungen der Rate sind õffentlich. Das Gesetz kann Ausnahmen vorsehen. 

Art. 159 Verhandlungsfahigkeit und erforderliches Mehr 

1 Die Rate kõnnen gültig verhandelln, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwe­
send ist .. 

2 In beiden Raten und in der Vereinigten Bundesversammlung entscheidet die 
Mehrheit der Stimmenden. 
3 Der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder jedes der beiden Rate bedürfen 
jedoch: 
a. die Dringlicherklarung von Bundesgesetzen; 
b. Subventionsbestimmungen sowie Verptlichtungskredite und Zahlungsrah­

men, die neue einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken oder 
neue wiederkehrende Ausgaben von mehr als 2 Millionen Franken nach sich 
ziehen. 

4 Die Bundesversammlung kann diese Betrage mit einer Verordnung der Teue­
rung anpassen. 

Art. 160 Initiativrecht und Antragsrecht 

1 Jedem Ratsmitglied, jeder Fraktion, jeder parlamentarischen Kommission und 
jedem Kanton steht das Recht zu, der Bundesversammlung Initiativen zu unter­
breiten. 
2 Die Ratsmitglieder und der Bundesrat haben das Recht, zu einem in Beratung 
stehenden Geschaft Antrage zu stellen. 

Art. 161 Instruktionsverbot 

l Die Mitglieder der Bundesversammlung stimmen ohne Weisungen. 

2 Sie legen ihre Interessenbindungen offen. 

Art. 162 ImmuniHit 

1 Die Mitglieder der Bundesversammlung und des Bundesrates sowie die Bun­
deskanzlerin oder der Bundeskanzkr kõnnen für ihre Ãusserungen in den Raten 
und in deren Organen rechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

2 Das Gesetz kann weitere Arten der Immunitat vorsehen und diese auf weitere 
Personen ausdehnen. 
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3. Abschnitt: Zustandigkeiten 

Art. 163 Forru der Erlasse der Bundesversarurulung 

1 Die Bundesversamrulung erlãsst rechtsetzende Bestiruruungen in der Forru des 
B undesgesetzes oder der Verordnung 
2 Die übrigen Erlasse ergehen in der Forru des Bundesbeschlusses; ein Bundes­
beschluss, der deru Referendum nicht untersteht, wird als einfacher Bundesbe­
schluss bezeichnet. 

Art. 164 Gesetzgebung 

1 Alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen sin d in d er Forru des B undesge­
setzes zu erlassen. Dazu gehõren insbesondere die grundlegenden Bestiruruungen 
über: 
a. die Ausübung der politischen Rechlte; 
b. die Einschrãnkungen verfassungsmassiger Rechte; 
e. die Rechte und Pflichten von Personen; 
d. den Kreis der Abgabeptlichtigen sowie den Gegenstand und die Beruessung 

von Abgaben; 
e. die Aufgaben und die Leistungel) des Bundes; 
f. die Verpflichtungen der Kantone bei der Urusetzung und beiru Vollzug des 

Bundesrechts; 
g. die Organisation und das Verfahren der Bundesbehõrden. 

2 Rechtsetzungsbefugnisse kõnnen dunch Bundesgesetz übertragen werden, so­
weit dies nicht durch die Bundesverfassung ausgeschlossen wird. 

Art. 165 Gesetzgebung bei Dringlichkeit 

1 Ein Bundesgesetz, dessen Inkrafttreten keinewAufschub duldet, kann von der 
Mehrheit der Mitglieder jedes Rates dringlich erklãrt und sofort in Kraft gesetzt 
werden. Es ist zu befristen. 

2 Wird zu eineru dringlich erklarten Bundesgesetz die Volksabstiruruung ver­
langt, so tritt dieses ein Jahr nach Annahrue durch die Bundesversarumlung aus­
ser Kraft, wenn es nicht innerhalb dieser Frist vom Volk angenoruruen wird. 
3 Ein dringlich erklartes Bundesgesetz, das keine Verfassungsgrundlage hat, tritt 
ein Jahr nach Annahme durch die Bundesversarurulung ausser Kraft, wenn es 
nicht innerhalb dieser Fríst von Volk und Stãnden angenoruruen wird. Es ist zu 
befristen. 
4 Ein dringlich erklartes Bundesgesetz, das in der Abstiruruung nicht angenoru­
ruen wird, kann nicht erneuert werden. 

Art. 166 Beziehungen zuru Ausland und võlkerrechtliche Vertrãge 

l Die Bundesversarurulung beteiligt sich an der Gestaltung der Aussenpolitik und 
beaufsichtigt die Pflege der Beziehungen zum Ausland. 

2 Sie genehruigt die võlkerrechtlichen Vertrãge; ausgenoruruen sind di e Vertrãge, 
für deren Abschluss auf Grund von Gesetz oder võlkerrechtlicheru Vertrag der. 
Bundesrat zustandig ist. 
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Art.l67 Finanzen 

Die Bundesversammlung beschliesst die Ausgaben des Bundes, setzt den Voran­
schlag fest und nimmtdie Staatsrechnung ab. 

Art. 168 Wahlen 

1 Die Bundesversammlung wahlt die Mitglieder des Bundesrates, die Bundes­
kanzlerin oder den Bundeskanzler, die Ríchterinnen und Richter des Bundesge­
richts sowie den GeneraL 
2 Das Gesetz kann die Bundesversammlung ermachtigen, weitere Wahlen ~orzu­
nehmen oder zu bestatigen. 

Art. 169 Oberaufsicht 

1 Die Bundesversammlung übt die Oberaufsicht aus über den Bundesrat und die 
B undesverwaltung, di e eidgenossischen Gerichte un d di e anderen Trager von 
Aufgaben des Bundes. 
2 Den vom Gesetz vorgesehenen besonderen Delegationen von Aufsichtskom­
missionen konnen keine Geheimhaltungspflichten entgegengehalten werden. 

Art. 170 Überprüfung der Wirksamkeit 

Die Bundesversammlung sorgt dafür. dass die Massnahmen des Bundes auf ihre 
Wirksamkeit überprüft werden. 

Art. 171 Auftrage an den Bundesrat 

Die Bundesversammlung kann dem Bundesrat Auftrage erteilen. Das Gesetz 
regelt die Einzelheiten, insbesondere die Instrumente, mit welchen die Bundes­
versammlung auf den Zustandigkeits:bereich des Bundesrates einwirken kann. 

Art. 172 Beziehungen zwischen Bund und Kantonen 

l Die Bundesversammlung sorgt für die Pflege der Beziehungen zwischen Bund 
und Kantonen. 

2 Sie gewahrleistet die Kantonsverfassungen. 

3 Sie genehmigt die Vertrage der Kantone unter sich und mit dem Ausland, wenn 
der Bundesrat oder ein Kanton Einsprache erhebt. 

Art. 173 Weitere Aufgaben und Befugnisse 

l Die Bundesversammlung hat zudem folgende Aufgaben und Befugnisse: 
a. Sie trifft Massnahmen zur Wahrung der ausseren Sicherheit, der Unabhan­

gigkeit und d er Neutralitat d er Schweiz. 
b. Sie trifft Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit. 
e. Wenn ausserordentliche Umstande es erfordern, kann sie zur Erfüllung der 

Aufgaben nach den Buchstaben a und b Verordnungen oder einfache Bun­
desbeschlüsse erlassen. 
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d. Sie ordnet den Aktivdienst an und bietet dafür die Armee oder Teile davon 
au f. 

e. Sie trifft Massnahmen zur Durchset:zung des Bundesrechts. 
f. Sie befindet über die Gültigkeit zu Stande gekommener Volksinitiativen. 
g. Sie wirkt bei den wichtigen Planungen der Staatstatigkeit mit. 
h. Sie entscheidet über Einzelakte, soweit ein Bundesgesetz dies ausdrücklich 

vorsieht. 
L Sie entscheidet Zustandigkeitskonflikte zwischen den obersten Bundesbe-

hõrden. 
k. Sie spricht Begnadigungen aus und entscheidet über Amnestie. 
2 Die Bundesversammlung behandelt ausserdem Geschãfte, die in die Zustandig­
keit des Bundes fallen und keiner anderen Behõrde zugewiesen sind. 
3 Das Gesetz kann der Bundesversammlung weitere Aufgaben und Befugnisse 
übertragen. 

3. Kapitel: Bundesrat und Bundesverwaltung 

l. Abschnitt: Organisation und Verfathren 

Art. 174 Bundesrat 

Der Bundesrat ist die oberste leitende und vollziehende Behõrde des Bundes. 

Art. 175 Zusammensetzung un d w· ahi 

l Der Bundesrat besteht aus sieben Mitgliedern. 
2 Die Mitglieder des Bundesrates werden von der Bundesversammlung nach 
jeder Gesamterneuerung des Nationalrates gewahlt. 
3 Aus einem Kanton darf nicht mehr als ei n Mitglied gewahlt werden. 

Art. 176 Vorsitz 

1 Die Bundesprasidentin oder der Bundesprasident führt den Vorsitz im Bundes­
rat. 
2 Die Bundesprasidentin oder der Bundesprasident und die Vizeprasidentin oder 
der Vizeprasident des Bundesrates werden von der Bundesversammlung aus den 
Mitgliedern des Bundesrates auf die Dauer eines Jahres gewahlt. 
3 Die Wiederwahl für das folgende Jahr ist ausgeschlossen. Die Bundesprasiden­
tin oder der Bundesprasident kann nicht zur Vizeprasidentin oder zum Vizeprasi­
denten des folgenden Jahres gewahlt werden. 

Art. 177 Kollegial- und Departementalprinzip 

l Der Bundesrat entscheidet als Kollegium. 

2 Für die Vorbereitung und den Vollzug werden die Geschãfte des Bundesrates 
nach Departementen auf die einzelnen l\t1itglieder verteilt. 
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3 Den Departementen oder den ihnen unterstellten Verwaltungseinheiten werden 
Geschafte zur selbststandigen Erledigung übertragen; dabei muss der Rechts­
schutz sichergestellt sein. 

Art. 178 Bundesverwaltung 

1 Der Bundesrat leitet die Bundesverwaltung. Er sorgt für ihre zweckmassige 
Organisation und eine zielgerichtete Erfüllung der Aufgaben. 
2 Die Bundesverwaltung wird in Departemente gegliedert; jedem Departement 
steht ein Mitglied des Bundesrates vor. 
3 Verwaltungsaufgaben kõnnen durch Gesetz Organisationen und Personen des 
õffentlichen oder des privaten Rechts übertragen werden, die ausserhalb der 
Bundesverwaltung stehen. 

Art. 179 B undeskanzlei 

Die Bundeskanzlei ist die allgemeine Stabsstelle des Bundesrates. Sie wird von 
einer Bundeskanzlerin oder einem Bundeskanzler geleitet. 

2. Abschnitt: Zustãndigkeiten 

Art. 180 Regierungspolitik 

1 Der Bundesrat bestimmt die Ziele und die Mittel seiner Regierungspolitik. Er 
plant und koordiniert die staatlichen Tatigkeiten. 
2 Er informiert die Óffentlichkeit rechtzeitig und umfassend über seine Tatigkeit, 
soweit nicht überwiegende õffentliche oder private Interessen entgegenstehen. 

Art.181 Initiativrecht 

Der Bundesrat unterbreitet der Bundesversammlung Entwürfe zu ihren Erlassen. 

Art. 182 Rechtsetzung und Volllzug 

l Der Bundesrat erlasst rechtsetzende Bestimmungen in der Form der Verord­
nung, soweit er durch Verfassung oder Gesetz dazu ermachtigt ist. 
2 Er sorgt für den Vollzug der Gesetzgebung, der Beschlüsse der Bundesver­
sammlung und der Urteile richterlicher Behõrden des Bundes. 

Art. 183 Finanzen 

l Der Bundesrat erarbeitet den Finanzplan, entwirft den Voranschlag und erstellt 
die Staatsrechnung. 
2 Er sorgt für eine ordnungsgemasse Haushaltführung. 
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Art. 184 Beziehungen zum Ausland 

l Der Bundesrat besorgt die auswartigen Angelegenheiten unter Wahrung der 
Mitwirkungsrechte der Bundesversâmmlung; er vertritt die Schweiz nach aussen. 
2 Er unterzeichnet die Vertrage und ratifiziert sie. Er unterbreitet sie der Bundes­
versammlung zur Genehmigung. 
3 Wenn die Wahrung der Interessen des Landes es erfordert, kann der Bundesrat 
Verordnungen und Verfügungen erlassen. Verordnungen sind zu befristen. 

Art. 185 Ãussere und innere Sicherheit 

1 Der Bundesrat trifft Massnahmen zur Wahrung der ausseren Sicherheit, der 
Unabhangigkeit und der Neutralitat der Schweiz. 
2 Er trifft Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit. 
3 Er kann, unmittelbar gestützt auf diesen Artíkel, Verordnungen und Verfügun­
gen erlassen, um eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren Stürungen 
der offentlichen Ordnung oder der inneren oder ausseren Sicherheit zu begegnen. 
Solche Verordnungen sind zu befristen. 
4 In dringlichen Fallen kann er Truppen aufbieten. Bietet er mehr als 4'000 An­
gehorige der Armee für den Aktivdienst auf oder dauert dieser Einsatz voraus­
sichtlich Ianger als drei Wochen, so ist unverzüglich die Bundesversammlung 
einzuberufen. 

Art. 186 Beziehungen zwischen Bund und Kantonen 

1 Der Bundesrat pflegt die Beziehungen des Bundes zu den Kantonen und arbei­
tet mit ihnen zusammen. 
2 Er genehmigt di e Erlasse d er Kan to ne, wo es di e Durchführung des B undes­
rechts verlangt. 
3 Er kann gegtm Vertrage der Kantone unter sich oder mit dem Ausland Einspra­
che erheben. 
4 Er sorgt für die Einhaltung des Bundesrechts sowie der Kantonsverfassungen 
und der Vertrage der Kantone und trifft die erforderlichen Massnahmen. 

Art. 187 Weitere Aufgaben und Befugnisse 

1 Der B undesrat hat zudem folgende Aufgaben un d Befugnisse: 
a. Er beaufsichtigt die Bundesverwaltung und die anderen Trager von Aufga­

ben des B undes. 
b. Er erstattet der Bundesversammlung regelmassig Bericht über seine Ge-

schaftsführung sowie über den Zustand der Schweiz. 
e. Er nimmt die Wahlen vor, die nicht einer anderen Behorde zustehen. 
d. Er behandelt Beschwerden, soweit das Gesetz es vorsieht. 
2 Das Gesetz kann dem Bundesrat weitere Aufgaben und Befugnisse übertragen. 
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4. Kapitel: Bundesgericht 

Art. 188 Stellung 

1 Das Bundesgericht ist die oberste rechtsprechende Behorde des Bundes. 
2 Das Gesetz bestimmt die Organisation und das Verfahren. 
3 Das B undesgericht bestellt sein e Verwaltung. 
4 Bei der Wahl der Richterinnen und Richter des Bundesgerichts nimmt die 
Bundesversammlung auf efne Vertretung der Amtssprachen Rücksicht. 

Art. 189 Verfassungsgerichtsbarkeit 

l Das Bundesgericht beurteilt: 
a. Beschwerden wegen Verletzung verfassungsmassiger Rechte; 
b. Beschwerden wegen Verletzung der Gemeindeautonomie und anderer Ga­

rantien der Kantone zu Gunsten õffentlich-rechtlicher Korperschaften; 
e. Beschwerden wegen Verletzung von Staatsvertragen oder von Vertragen der 

Kantone; 
d. offentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen Bund und Kantonen oder zwi­

schen Kantonen. 
2 Das Gesetz kann bestimmte Falle anderen Bundesbehorden zur Entscheidung 
zuweisen. 

Art. 190 Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 

1 Das Gesetz bestimmt die Zustandligkeit des Bundesgerichts in Zivil-, Straf- und 
Verwaltungssachen sowie in anderen Bereichen des Rechts. 
2 Die Kantone konnen dem Bundesgericht mit Zustimmung der Bundesver­
sammlung Streitigkeiten aus dem kantonalen Verwaltungsrecht zur Beurteilung 
zuweisen. 

Art. 191 Massgebendes Recht 

Bundesgesetze und VOlkerrecht sind für das Bundesgericht und die anderen 
rechtsanwendenden Behõrden massgebend. 




